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Wann nennen die
Behörden die
Nationalität von
Straftätern?
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SVP-Politik ist Sachpolitik

Ausländische Straftäter
Les criminels étrangers

Im Laufe ihrer 100 Jahre hat
sich die SVP immer wieder
gewandelt, ohne aber einfach
jeder Modeströmung zu fol-
gen. Sie ist ihren Weg mit Ver-
stand und getreu dem Grund-
satz «Wurzeln und Flügel»
gegangen. 

Als Ruedi Minger im Bierhübeli
eine politische Neuordnung for-
derte, zeigte sich sein politi-
sches Gespür. Er wusste, die
Zeit ist reif für eine Verände-

rung. Dieser Instinkt für das,
was den Menschen unter den
Nägeln brennt, macht die SVP
heute noch erfolgreich. Die
Bauern- und Bürgerpartei er-
lebte rasch einen gewaltigen
Mitgliederzuwachs. 1921 fusio-
nierte sie mit den Gewerbetrei-
benden. Der offizielle Name lau-
tete nun «Bernische Bauern-,
Gewerbe- und Bürgerpartei»,
BGB. Handwerk und Gewerbe
wurden gleichberechtigte Part-
ner. Aus der Landpartei war eine
Mittelstandspartei geworden
und das ist sie bis heute. Sie
stellt seit Jahrzehnten hoch-
qualifizierte Frauen und Männer
in Exekutive, Legislative und
Justiz und fällt auch immer wie-
der durch die Wahl junger Köpfe
auf. 

Mehr als nur Interessenver-
tretung
Die SVP Kanton Bern ist erfolg-
reich, weil sie immer wieder ge-
zeigt hat, dass ihre Parteipolitik
echte Sachpolitik und mehr als
blosse Interessenvertretung ist.
Zurzeit ist es Mode, Politiker
ohne Parteizugehörigkeit als
neutral zu beurteilen und zu sa-
gen, es brauche da und dort
eben Sachpolitik. Aber: Partei-
losigkeit ist kein Programm und
Parteipolitik ist Sachpolitik, bei

der man weiss, welche Werte
hinter den Entscheiden stehen.
Gerade im Zeitalter von Fake
News ist es gut, den Absender
zu kennen – und wo SVP drauf
steht, ist zuverlässig heute und
morgen SVP drin.

Für ein starkes #BE
Die SVP ist gut aufgestellt für
die Zukunft und hat Ziele für ei-
nen starken Kanton (s. S. 4). Um
diese Ziele verwirklichen zu
können, wollen wir die bürgerli-
che Politik prägen und anfüh-
ren, schliesslich stellen wir zwei
Regierungsmitglieder. Das Ziel
der bürgerlichen Mehrheit im
Grossen Rat und im Regie-
rungsrat steht zuoberst und
deshalb sind wir bereit, im Team
mitzuhelfen, dass die bürgerli-
che Allianz bei den Wahlen vom
25. März 2018  gewinnt.
Ziel ist es auch, dass man aus
der SVP Kanton Bern auch in
Zukunft Kader stellt in Verwal-
tung, Justiz und Exekutive in-
klusive Bundesrat. Aber zuerst
wollen wir jetzt auch noch feiern
– an Weihnachten und dann
auch am Jubiläumsfest. 

Ich wünsche Ihnen Frohe Fest-
tage.

Werner Salzmann

Werner Salzmann, Nationalrat
und Parteipräsident, Mülchi

Oh Tannenbaum, wie früh sind
Deine Lichter…
Mit den Kürbissen kamen als
«Herbstgebäck» die ersten Lebku-
chensterne in die Regale. Noch vor
dem Zibelemärit glomm die Weih-
nachtsbeleuchtung. Damit wurde
der Advent endgültig von Datum
und Sinn losgelöst. Fertig besinn-
lich, hurra Glücksgefühle. 
Genusssucht oder Gewinnsucht?
Wohl schlicht und einfach Zeit-
geist. Geniessen heisst das neue
Zauberwort. Pflicht und Auftrag?
So was von gestern. Fürs Ganze
schauen anstatt nur für sich? Pas-
sé. Bethlehem? Klar, liegt gleich
neben Bümpliz.
Dabei ist es wie in der Politik: Der
(Hoch)Glanz(Prospekt) ist nur Pa-
pier, wenn der innere Wert fehlt.
Die Krippe zu Bethlehem verheisst
auch ohne Lichter Hoffnung, aber
Lichter ohne den Geist der Krippe
sind nur Schein. 

Frohe Weihnacht

Aliki Panayides, Geschäftsführerin

Ein erster Blick
auf die 56 Gross -
ratskandidatinnen
der SVP.
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56 Kandidatinnen
56 Candidates

Die viel diskutier-
ten Schritte zum
ausgeglichenen
Haushalt.
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Entlastungspaket
Programme d’allégement

Kommt die
Gesetzesände-
rung durch,
braucht es ein
Referendum.
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Energiegesetz
loi cantonale sur l’énergie
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Grossratswahlen 2018 – Impressionen von d      

Unterstützen Sie den 
Grossratswahlkampf!
PC 30-2686-3 oder

IBAN CH65 0900 0000 3000 2686 3
Vermerk: «Wahlen»

#bern
www.svp-bern.ch, SVP Kant       



3 Grossratswahlen 2018

    n der Nominations-DV vom 17. Oktober 2017

Mit 242 Kandidatinnen und
Kandidaten in den
Wahlkampf
Die SVP Kanton Bern tritt mit nicht weniger als 242 Kan-
didierenden an, um ihr Wahlziel (50 Sitze sichern, Wäh-
leranteil steigern) zu erreichen. Erneut kann sie also in
allen neun Wahlkreisen ihre gesamte Breite präsentieren
und zeigen, dass sie effektiv eine Partei des Volkes und
für das Volk ist.

rnstark
 VP Kanton Bern, November / Dezember, Nr. 4-2017
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Für ein starkes #BE/Pour un canton fort
Jedem seine Freiheit, aber auch seine Eigenverantwortung
Tradition und Moderne, aber auch Stadt und Land sind Elemente
der reichen Vielfalt, die im Kanton im Einklang gelebt wird. Ob Sin-
gle oder Familie, ob jung oder alt, jede und jeder soll die Freiheit
haben, den eigenen Wünschen und Träumen nachzugehen, soll
aber auch für die Folgen einstehen und nicht den Staat bemühen.
Das eigenverantwortliche Miteinander aller Kräfte soll als Chance
und Basis für frische Ideen für einen starken, attraktiven und wirt-
schaftlich erfolgreichen Kanton genutzt werden. 

Unser Ziel: eine starke Marke #BE durch
– Freiraum für neue Ideen und findige Köpfe
– eine unkomplizierte Zusammenarbeit von Gemeinde, Region,

Kanton und Bund
– Jedem seine Wahl und seine Verantwortung – von der Famili-

enplanung bis zur Mobilität

Sicherheit anstatt Asylskandale und Reithallenkrawalle 
Asylskandale prägen die Schlagzeilen. Straftäter werden aus fa-
denscheinigen Gründen laufen gelassen, «Carlos»-Fälle teuer the-
rapiert und Hassprediger wie Abu Ramadan nicht ausgewiesen.
Die Terrorgefahr wächst. Das Augenmerk der  Sicherheitspolitik
scheint aber bei den Busseneinnahmen von Verkehrssündern zu
liegen.

Unser Ziel: Mehr Schutz vor Terrorgefahren durch
– einen gezielteren Einsatz der knappen Gelder für ein gut gerüs-

tetes und starkes Polizeicorps
– konsequente Ausweisung von Straftätern
– die Nutzung vorhandener Daten zur Überwachung und Präven-

tion

Sorge tragen zum Steuerfranken – für mehr Geld im Porte-
monnaie 
Bernerinnen und Berner zahlen für vieles ein bisschen mehr als
anderswo. Gleichzeitig wird immer mehr zentralisiert und Dienst-
leistungen abgebaut, ohne dass dadurch gespart werden konnte.
Steuergelder werden für unnötige ideologische Kantonsprojekte
und Zusatzvorschriften, namentlich im Baubereich verbraucht. So
geht es nicht weiter, denn jeder hart erarbeitete Franken im Porte-
monnaie zählt. Die Motorfahrzeugsteuern konnten bereits gesenkt
werden, aber es bleibt viel zu tun.

Unser Ziel: Mehr Geld im Portemonnaie durch 
– tiefere Belastung der Bürgerinnen und Bürger
– eine bürgerfreundliche und effiziente Verwaltungsarbeit 
– Verzicht auf Experimente mit Steuergeldern

Qualität und Know How als bernische Leuchttürme in der
Schweiz 
Wir müssen in Köpfe und Ideen investieren anstatt in Administra-
tion und Beton. Bringen wir Ruhe in die Schulzimmer mit einer leis-
tungsorientierten Schule und weniger Bildungs-Experimenten, die
nur Zeit und Geld kosten, aber weder zusätzliche Lernerfolge noch
pädagogischen Mehrwert bringen. Setzen wir auf die Stärken des
 Kantons zur Behebung des Fachkräftemangels: die hervorragende
Berufsbildung mit ihren Lehrbetrieben und die  bernischen
Forschungsflagg schiffe wie die Insel, die Hochschulen und die
Universität. 

Unser Ziel: bernische Höchstleistungen durch
– Noten und Wettbewerb von der Volksschule über die Lehrbe-

triebe bis zur Universität 
– die Behebung des Fachkräftemangels durch die weitere Stär-

kung des bernischen Berufsbildungsstandortes 
– einen Spitzenmedizinplatz Bern dank Innovation und funktio-

nierender Qualitätskontrolle

A chacun la liberté, mais aussi la responsabilité
Tradition et modernisme, ainsi que ville et campagne, sont des élé-
ments complémentaires de la diversité riche qui vont de pair dans le
canton de Berne. Célibataire ou famille, jeune ou âgé, chacun doit
être libre de concrétiser ses rêves et ses aspirations, mais doit en as-
sumer les conséquences, et non l’État. La cohabitation autorespon-
sable de toutes les forces est une chance et est la pierre angulaire
pour des idées novatrices qui doivent être exploitées pour être un
canton fort, attrayant et florissant. 

Notre but : une empreinte forte #BE grâce à 
– une marge de liberté pour de nouvelles idées et des cerveaux

 inventifs 
– une collaboration intelligible entre communes, régions, canton et

Confédération
– à chacun ses choix et ses responsabilités – de la planification

 familiale à la mobilité 

Sécurité au lieu de scandales de l’asile et d’émeutes à la Reit -
halle
Les scandales de l’asile font les gros titres dans la presse. Les délin-
quants sont libérés en avançant des mobiles sans fondement, des
«Carlos» bénéficient de thérapies faramineuses et des prédicateurs
haineux tels qu’Abu Ramadan ne sont pas expulsés. Le danger ter-
roriste grandit, mais l’attention particulière de la politique de sécurité
semble toujours rester sur le produit des amendes de contrevenants
au code de la route. 

Notre but : plus de protection face aux actes terroristes avec 
– un corps de police bien équipé et fort grâce à une utilisation ciblée

des finances qui se raréfient
– une expulsion systématique des délinquants
– l’emploi des données à disposition pour la surveillance et la pré-

vention 

Prendre soin du franc fiscal – pour plus d’argent dans le porte-
monnaie
Les Bernoises et les Bernois paient toujours un peu plus qu’autre part.
Parallèlement, on centralise de plus en plus et on réduit les prestations
de service sans qu’il en résulte des économies. Les recettes fiscales
sont utilisées pour des solutions techniques hors normes et des projets
du canton idéologiques inutiles. De l’argent des contribuables est uti-
lisé pour des  projets cantonaux inutiles et idéologiques et pour des
réglementations superflues, en particulier dans la construction. Ça ne
peut pas continuer ainsi, car chaque franc qui tombe dans l’escarcelle
de chacun compte. L’impôt sur les véhicules automobiles a déjà pu
être baissé, mais il reste encore beaucoup à faire.

Notre but : plus d’argent dans le porte-monnaie grâce
– à des charges allégées pour la population 
– à une administration efficace et proche du citoyen 
– au renoncement à des expérimentations avec les recettes fiscales  

Qualité et savoir-faire comme faisceaux lumineux bernois en
Suisse
Nous devons investir dans les meilleurs cerveaux et les meilleures
idées et non pas dans l’administration et le béton. Retournons à un
bon climat scolaire avec une école axée sur les prestations et aussi
moins d’expérimentations qui coûtent beaucoup et dont les chances
de succès sont minimes. Misons sur les atouts de notre canton pour
faire face à la pénurie de main d’œuvre qualifiée : l’excellente forma-
tion professionnelle et les produits phares bernois comme l’Hôpital
de l’île, nos hautes écoles et notre université.  

Notre but: une performance bernoise maximale 
– en donnant des notes et en encourageant la compétition, de l’école

obligatoire et d’entreprises d’apprentissage jusqu’à l’université
– par le renforcement du site de formation professionnelle bernois

pour réduire la pénurie de main d'œuvre qualifiée
– avec un site médical de pointe grâce à l’innovation et au contrôle

de qualité fonctionnant



5 Ausländerkriminalität

Christof Scheurer, stv. General -
staatsanwalt, Wohlen b. Bern

Die Berner Praxis der Strafverfolgungs-
behörden zur Nennung der Nationalität

Der Entscheid des alternati-
ven Stadtrats Richard Wolff,
Vorsteher des Sicherheitsde-
partements der Stadt Zürich,
die Nationalität von Tätern
und Verdächtigen nicht mehr
bzw. nur noch auf Anfrage zu
nennen, hat schweizweit eine
heftige Kontroverse ausge-
löst. 

Die Grundlage für die Orientie-
rung der Öffentlichkeit findet
sich in der Schweizerischen
Strafprozessordnung. Gemäss
Artikel 74 können die Staatsan-
waltschaft und die Gerichte –
und mit deren Einverständnis
die Polizei – die Öffentlichkeit
über hängige Verfahren orien-
tieren, wenn dies erforderlich
ist, a) damit die Bevölkerung bei
der Aufklärung von Straftaten
oder bei der Fahndung nach
Verdächtigen mitwirkt, b) zur
Warnung oder Beruhigung der
Bevölkerung, c) zur Richtigstel-
lung unzutreffender Meldungen
oder Gerüchte oder schliesslich
d) wegen der besonderen Be-
deutung eines Straffalles. Ob
dabei beispielsweise die Natio-
nalität der mutmasslichen Tä-
terschaft bekanntzugeben ist,
darüber schweigt sich das Ge-
setz aus. Explizit erwähnt wird
hingegen, dass bei der Orientie-
rung der Öffentlichkeit stets der
Grundsatz der Unschuldsver-
mutung und die Persönlich-
keitsrechte der Betroffenen zu
beachten seien. Es wird also
der Staatsanwaltschaft und den
Gerichten ein Ermessensspiel-

raum eingeräumt. Auf Grund
der Formulierung des Gesetzes
stellt sich die grundlegende
Frage, ob und gegebenenfalls
in welchem Umfang dieser der
Staatsanwaltschaft und den
Gerichten in einem Bundesge-
setz eingeräumte Handlungs-
spielraum auf dem Weg der
kantonalen Gesetzgebung
überhaupt eingeschränkt wer-
den kann. Mit dieser Frage wird
sich die Regierung im Rahmen
der Umsetzung der am 5. Sep-
tember 2016 überwiesenen
Motion «Transparenz bei der In-
formationspraxis auch im Kan-
ton Bern» auseinandersetzen
müssen.

Berner Praxis bewährt
Ausgehend von diesen Rah-
menbedingungen informieren
die Strafverfolgungsbehörden
des Kantons Bern wie folgt:
– Tötungsdelikte und tödli-

che Unfälle werden lü-
ckenlos kommuniziert. Die
Nationalität wird deshalb
immer automatisch ge-
nannt. Den Medien wird
 mithin ein vollständiges,
repräsentatives Bild der
Ereignisse vermittelt.

– In den übrigen Fällen, die
nicht lückenlos kommuni-
ziert werden (können), wird
regelmässig auf die Nen-
nung der Nationalität ver-
zichtet. Die Nennung auch in
diesen Fällen wäre nicht re-
präsentativ und könnte den

Strafverfolgungsbehörden
den Vorwurf eintragen, ge-
zielt nur Delikte mit Schwei-
zer oder ausländischen
 Beschuldigten (je nach poli-
tischer Ausrichtung) zu kom-
munizieren. Denn mit dem
Aufkommen des «Datenjour-
nalismus» werden Medien-
mitteilungen vermehrt detail-
liert ausgewertet. 

– Ausnahmsweise wird die
 Nationalität auch in Fällen
genannt, bei denen die Na-
tionalität entweder eine Rolle
in Bezug auf die verübten
Delikte spielt (z.B. internatio-
nal operierende Drogen-
händlerringe, Menschen-
handel, Einbrecherbanden,
Enkeltrickbetrüge) oder aber
zur Erläuterung eines Sach-
verhalts beitragen kann. Dies
wäre beispielsweise der Fall,
wenn ein Raser im Strassen-
verkehr wegen seiner aus-
ländischen Nationalität vor-
läufig festgenommen wird.

- Auf Nachfrage von Me-
dienschaffenden werden
die Nationalitäten auch in
denjenigen Fällen be-
kanntgegeben, in welchen
von einer automatischen
Nennung abgesehen wur-
de. Die Verantwortung liegt
diesfalls bei den Medien-
schaffenden.

Die Nennung der Nationalität
setzt stets voraus, dass diese
zum Zeitpunkt der Information

bereits bekannt ist. Gerade bei
Fahndungsaufrufen ist die Tä-
terschaft den Strafverfolgungs-
behörden aber sehr oft nicht be-
kannt. Des Weiteren ist die
Nationalität der beschuldigten
Person nicht immer einfach
festzustellen. Namentlich bei
ausländischen Straftäterinnen
und Straftätern sind die Anga-
ben oft schwierig zu überprü-
fen. Zudem kommt es vor, dass
Personen mit mehrfacher Na-
tionalität involviert sind, was für
die Informationsvermittlung ei-
ne erhöhte Fehlerquelle dar-
stellt. Diese wiederum bietet
potenzielle Angriffsflächen.

Statistiken öffentlich
Gemäss polizeilicher Krimi -
nalstatistik wurden im Kanton
Bern 2016 gesamthaft 72’941
 Straftaten erfasst, wovon
54’843 (75,2%) auf das Straf -
gesetzbuch entfielen (www.po-
lice.be.ch). Die Information der
Öffentlichkeit durch die Straf-
verfolgungsbehörden bildet da-
von naturgemäss nur einen
Bruchteil davon ab. In der poli-
zeilichen Kriminalstatistik ist
aber ein Gesamtüberblick (inkl.
Nationalitäten) vorhanden und
dieser wurde von unserer Partei
ja auch in dieser Zeitung breite-
ren Kreisen zugänglich ge-
macht, um Missstände aufzu-
zeigen. Die Transparenz in
Bezug auf die Statistik ist also
gegeben.

Christof Scheurer
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Eingereicht von: Fuchs (Bern, SVP) (Sprecher/in) 
 
 

Hofer (Bern, SVP) 
 
 

Weitere Unterschriften: 0 

Dringlichkeit verlangt: Nein 
Dringlichkeit gewährt: Nein 

RRB-Nr.: vom 
Direktion: ... 
Klassifizierung: Nicht klassifiziert 
Antrag Regierungsrat: 

Nennung der ehemaligen Nationalität in den Meldungen von Polizei- und Justizbehörden, 
sofern die Täterin oder der Täter weniger als 5 Jahre eingebürgert ist 

Der Regierungsrat wird beauftragt, dafür zu sorgen, dass in den Meldungen von Polizei- und 
Justizbehörden die frühere Nationalität genannt wird, wenn die Täterin oder der Täter weniger als 
fünf Jahre eingebürgert ist. 

Begründung: 

Die Nennung der Nationalitäten bei Straftaten wurde 2016 im Grossen Rat angenommen. Die 
Umsetzung wird im Kanton Bern leider nur sehr zögerlich, sprich bernisch gemächlich, umge-
setzt. 

Analog zu anderen Kantonen ist die ehemalige Nationalität inskünftig ebenfalls dann zu erwäh-
nen, wenn die Täterschaft weniger als 5 Jahre eingebürgert ist. Durch die Masseneinbürgerun-
gen wird die Kriminalstatistik ansonsten verfälscht. 
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Anne-Caroline Graber

Députée, Dr en scien -
ces politiques, enseig -
nante de commerce,
La Neuveville (sortante)

Barbara Bohli

Gemeinderätin,
Heimleiterin,
Lobsigen

Christine Gerber

Grossrätin, Vize-
Gemeindepräsidentin,
dipl. Bäuerin/Kauffrau,
Detligen (bisher)

Liliane Huguenin

Unternehmerin,
Wabern

Katja Riem

Winzerin i. A., 
Kiesen

Inge Schütz

Lic. oec. HHS,
Belpberg

Fiona Siegfried

Hauswirtschafts -
lehrerin,
Kirchdorf

Ursula Wingeyer

Geschäftsführerin,
Nidau

Elsbeth Steiner

Gemeinderätin,
Geschäftsführerin
Spitex,
Lotzwil

Barbara Josi

Gemeinderatspräsi-
dentin, kaufmännische
Angestellte,
Wimmis

Angela Mattmann

Selbständig im
Tourismus, Unterneh-
merin,
Interlaken

Manuela Nyffeler-
Lanker

Kauffrau, stv. Leiterin
Infozentrale Flughafen
Bern, Interlaken

Annemarie
Gartenmann-Bossard

Berufsschullehrerin,
Matten b. Interlaken

Aliki Panayides

Vizegemeindepräsi-
dentin, Geschäfts -
führerin,
Ostermundigen

Jennifer Herren

Rechtsanwältin,
Gümligen

Rita Arnold

Rentnerin,
Biel

Madeleine Amstutz

Grossrätin, Fraktions -
präsidentin, Gemeinde -
präsidentin, Schwanden
Sigriswil (bisher)

Petra Wyss

Unternehmerin,
Aarberg

Corinna 
Grossenbacher

Projektleiterin Infor -
matik u. Betriebspro-
zesse, Langenthal

Gabriela Seiler

Gemeinderätin,
Kauffrau,
Aarwangen

Käthi Sommer

Bäuerin, Hausfrau,
Häusernmoos

Susanne Huber

Geschäftsführerin
Volkswirtschaft Berner
Oberland,
Spiez

Silvia Jäger

Leiterin Verwaltung,
Ittigen

Susanne Schori

Gemeinderätin,
Leiterin CareCenter
Homecare,
Wohlen b. Bern

Marlis 
Gerteis-Schwarz

Leiterin Direktionsse-
kretariat,
Neuenegg

Starke Frauen für den Grossen Rat:  

Tina Schluep

Enseignante en
formation,
Moutier

Naïké Vuilleumier
Rotzer

Opératrice en
horlogerie, Tramelan

Annegret Hebeisen-
Christen (bisher)

Grossrätin, Bäuerin/
Geschäftsfrau,
Münchenbuchsee 

Selina Waber

ETH-Studentin,
Kiesen

Anne Speiser-Niess
(bisher)

Grossrätin,
Familienfrau/Projekt-
beraterin, Zweisimmen

Berner Jura Biel-Seeland

Oberaargau

Thun

Oberland



7 SVP Frauen

Verena Aebischer
(bisher)

Grossrätin,
Gemeindeverwalterin,
Riffenmatt

Eliane Burn

Sekretärin GL/VR
Mandate,
Bern

Beatrix Habegger

Kaufmännische
Angestellte,
Bern

Sara Ellen Hübscher

Fürsprecherin, 
dipl. Mediatorin FH,
Lyss

Eva Bichsel

Gemeinderätin,
Uetendorf

Franziska Fuss

Gemeindepräsidentin,
Familienfrau, Bäuerin,
Lehrerin,
Teuffenthal

Isabel Glauser

Gemeinderätin,
Familienfrau, dipl.
Kleinkindererzieherin,
Thierachern

Daniela Weber

Kaufmännische
Angestellte,
Thun

Susanne Beer

Gemeinderätin,
Rüderswil

Ruth Oehrli-Pekoll

Gemeinderätin,
Bekleidungsgestalte-
rin, Schneesportlehre-
rin, Lauenen

Kathrin Gilgen

Floristin/Bäuerin,
Oberwangen b. Bern

Miriam Gurtner

Gemeinderätin, 
lic. phil. hist.,
Konolfingen

Monika 
Kammermann

Kaufmännische
Angestellte,
Bern

Melanie Winkler-
Kropf

Kauffrau,
Steffisburg

Andrea Gschwend-
Pieren (bisher)

Grossrätin, Gemeinde -
rätin, Betriebswirt-
schafterin, Oberburg

Michelle Singer

Drucktechnologin,
Utzenstorf

Sabina Geissbühler-
Strupler (bisher)

Grossrätin, eidg. dipl.
Turn-/Sportlehrerin,
Herrenschwanden

Elisabeth Salzmann

Gemeinderätin, 
Signau

Susanna Maier-
Rindlisbacher

Gemeinderätin,
Boltigen

Sandra Schneider

Kaufmännische
Angestellte,
Biel

Nadja Günthör

Kommunikations -
managerin/Assistentin,
Coach, Beraterin,
Erlach

Silvia Wellinger

Juristin, Kriminologin,
Kallnach

Unsere SVP-Grossratskandidatinnen

Alice Egli

Rentnerin,
Biel

Anja Senti

Hochbauzeichnerin,
Studentin Architektur,
Bellmund

Nathalie Iseli

Dentalassistentin,
Aefligen

Trudi Moesching

Exportfachfrau
FA/Projektleiterin,
Uetendorf

Unterstützen Sie den 
Grossratswahlkampf!
PC 30-2686-3 oder

IBAN CH65 0900 0000 3000 2686 3
Vermerk: «Wahlen»

Emmental Mittelland Nord

Stadt Bern
Mittelland Süd



8Novembersession

Herzlichen Dank, 
Christian Hadorn!

Nach fast 16 Jahren im Grossen Rat
ist Christian Hadorn Ende Septem-
bersession zurückgetreten und ver-
abschiedete sich mit einem musika-
lischen Adieu zusammen mit dem
Gitarristen der von ihm gegründeten
«Tornados». Er war in insgesamt 29
grossrätlichen Kommissionen tätig
und engagierte sich auch in ver-
schiedenen Funktionen in der Kan-
tonalpartei: Von 2006 bis 2013 prä-

sidierte er die SVP-interne Fachkommission POM,
zudem ist er seit 2008 Präsident des Wahlkreises Ober-
aargau.  

Die SVP Kanton Bern dankt Christian Hadorn herzlich für
seinen langjährigen Einsatz und wünscht ihm für die
 Zukunft nur das Beste.

Samuel Leuenberger 
neu im Grossen Rat

In der Novembersession 2017 wur-
de Samuel Leuenberger als neuer
Grossrat vereidigt. Der dreifache
Vater ist in Bannwil wohnhaft. 

Der Meisterlandwirt und Unterneh-
mer trat die Nachfolge von Christian
 Hadorn an und ist Mitglied der
grossrätlichen Geschäftsprüfungs-
kommission. 

Die SVP-Grossratsfraktion freut sich auf die Zusammen-
arbeit mit Samuel Leuenberger und heisst ihn herzlich in
ihren Reihen willkommen.

Madeleine Amstutz,
Präsidentin SVP-Grossrats-
fraktion, Sigriswil

Erfolgreiche Novembersession

Dank diszipliniertem Ab-
stimmungsverhalten und
geschickt geführten Ab-
sprachen zwischen den
bürgerlichen Parteien fan-
den wichtige Geschäfte im
Grossen Rat eine Mehrheit
im Sinne der SVP. Neben
dringend notwendigen
Sparmassnahmen wurden
in einer ersten Lesung
auch das Steuergesetz
und das neue Sozialhilfe-
gesetz angenommen. 

Nebst den Finanzgeschäf-
ten waren insbesondere fol-
gende wichtige Geschäfte
zu beraten: 

Sozialhilfegesetz
Die erfolgreiche Verabschie-
dung des neuen Sozialhilfe-
gesetzes ist mehr als eine
 Neuausrichtung der Sozial-
hilfe im Kanton Bern. Die Re-
duktion des Grundbedarfes
um 8% unter die SKOS-
Richtlinien hat Signalwir-
kung für die ganze Schweiz. 

Das neue Sozialhilfegesetz
kommt auch einem Paradig-
menwechsel gleich: Es soll
sich wieder lohnen, wenn
man sich anstrengt. Die An-
reize werden so ausgerich-
tet, dass Erwerbslose be-
lohnt werden, die sich
bemühen, in der Arbeitswelt
integriert zu werden. Der
 unsägliche Zustand, dass
heute Sozialhilfeempfän-
gern mehr Geld zur Verfü-
gung gestellt wird, als Arbei-
tende in Tieflohnsegmenten,
Kleinunternehmer in gewis-
sen Branchen oder Klein-
bauern haben, soll damit be-
hoben werden.

BKW Beteiligungsgesetz
Die Mehrheit des Grossen
Rates hat entschieden, dass
der Kanton Bern 51 Prozent
der Anteile an der BKW zu
halten hat. Diverse Gross -
räte kritisierten den rasanten
Einkauf und das Mitbe -
werben von Unternehmen
im Dienstleistungsbereich
durch die BKW. Auch in der
SVP-Fraktion wurden die
Vor- und Nachteile bespro-
chen. Die Energieversor-
gung ist wichtig. Die Infra-
struktur von Stromnetzen
und Kraftwerken sollen nicht
in ausländische Hände ver-
geben werden können. Mit
dem Gesetz wurde das Ver-
fahren beschlossen. Die
 Regierung hat keine Pläne,
Aktien zu kaufen oder zu ver-
kaufen. Mit dem Beschluss
des Grossen Rates ändert
sich für die BKW nichts. 

Erfreuliche Richterwahlen
Daniel Gerber aus Konolfin-
gen wurde mit 130 von 131
möglichen Stimmen als neu-
es Mitglied des Obergerichts
gewählt. Herzliche Gratulati-
on und viel Erfolg an Daniel
Gerber!

Insbesondere aufgrund der
sehr ausführlichen Finanz-
debatte konnten wichtige
Geschäfte wie das Polizeige-
setz und die zweite  Lesung
des Justizvollzugsgesetzes
nicht in der Novembersessi-
on beraten werden. Deshalb
wurde entschieden, eine
ausserplanmässige Januar-
session durchzuführen.

Madeleine Amstutz
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9 Energiegesetz

Lars Guggisberg, Grossrat,
Kirchlindach

Neues Energiegesetz: 
Zusätzliche Überregulierung droht

Der Kanton Bern verfügt
seit 2012 über ein im Ver-
gleich zu anderen Kanto-
nen strenges Energiege-
setz, das Energieeffizienz
fördert. An der Urne wurde
der Erlass in der Variante
des vom HEV unterstütz-
ten Volksvorschlages mit
rund 80% der Stimmen
 angenommen. Selbst der
Regierungsrat spricht von
einem «zukunftsweisen-
den Gesetz», das sich «be-
währt habe». Dennoch soll
das Energiegesetz ohne
Not bereits wieder geän-
dert werden, im Wesentli-
chen zum Nachteil der
Hauseigentümerinnen und
Hauseigentümer. Es dro-
hen zusätzliche Verbote,
Vorgaben und Auflagen,
obwohl dazu weder recht-
lich noch faktisch Anlass
besteht.

Die Regierung will mit der
Revision des Kantonalen
Energiegesetzes die soge-
nannten MuKEn, die Muster-
vorschriften der kantonalen
Energiedirektorinnen und 
-direktoren, umsetzen, ob-
wohl es sich dabei nur um
Empfehlungen handelt und
daher keinerlei Verpflichtung
besteht. Der Grundgedanke
der MuKEn ist die Harmoni-
sierung der Energiegesetz-

gebung. Dennoch will die
Regierung entgegen diesem
Credo die Kompetenzen der
Gemeinden für weitere Ver-
schärfungen sogar noch
ausbauen, was zu kommu-
nalem Wildwuchs und un-
übersichtlicher Rechtszer-
splitterung führt. Die
Kompetenzerweiterung der
Gemeinden wird die Wohn-
und Hauseigentümer nicht
nur finanziell belasten, son-
dern aufgrund des drohen-
den Regulierungs-Wirrwarrs
auch zu Unklarheiten führen. 
Die MuKEn beinhalten einen
ganzen Strauss an neuen
Regulierungen, Einschrän-
kungen, Verboten und Ab-
gaben, die für Hauseigen -
tümer, Bauherren und
Gewerbetreibende zu deut-
lich höheren Kosten und
mehr administrativem Auf-
wand führen würden. Nach-
teile durch zusätzliche Büro-
kratie überwiegen mögliche
Vorteile durch angestrebte
Vereinheitlichung der kanto-
nalen Energiegesetze deut-
lich. Ein riesiger zusätzlicher
Kontrollapparat ist vorpro-
grammiert. Zu einzelnen
konkreten Reformpunkten:

Heizungsersatz in beste-
henden Wohnbauten
In bestehenden Wohnbau-
ten soll beim Ersatz der Öl-
oder Gasheizung zehn Pro-
zent der bisher verbrauchten
Energie aus erneuerbaren
Quellen stammen oder
durch Effizienzmassnahmen
an der Gebäudehülle einge-
spart werden. Diese Pflicht
führt zu unverhältnismässig
hohen Kosten und dazu,
dass Hauseigentümer den
Ersatz von Ölheizungen so-
lange wie möglich hinaus -
zögern.

Ersatzpflicht für zentrale
Elektroboiler
In Wohnbauten soll die Was-
sererwärmung grundsätz-

lich nicht mehr durch zentra-
le Elektroboiler erfolgen dür-
fen. Diese Regelung ist ein
unverhältnismässiger Ein-
griff in die Eigentumsgaran-
tie. Sie durchbricht mit der
Sanierungspflicht für beste-
hende Elektroboiler den Be-
standesschutz. Immerhin
sollen betroffene Hausei-
gentümer für den Ersatz 20
Jahre Zeit haben.

Verbot von Ölheizungen
In neuen Wohnbauten soll
der Einbau von Ölheizungen
nur noch möglich sein, wenn
eine andere Lösung tech-
nisch nicht möglich ist oder
zu Mehrkosten führt. Dies
ungeachtet davon, dass in
Neubauten ohnehin kaum
noch Ölheizungen einge-
baut werden (ca. 10%). Ein
solches Technologieverbot
ist daher unnötig und eine
reine Schikane. Der Kunde
soll sich auf dem freien
Markt für ein Heizsystem
entscheiden können.

Und täglich grüsst der
 GEAK
2011 hat das Berner Stimm-
volk die Einführung eines
obligatorischen Gebäude -
energieausweises der Kan-
tone GEAK für ältere Wohn-
bauten wuchtig verworfen.
Nun wollen Regierung und
Grosser Rat den GEAK doch
wieder für obligatorisch er-
klären, wenn ein bestehen-
des Gebäude veräussert
wird. Abgesehen davon,

dass bei einem Hauskauf für
die Käuferschaft der Gebäu-
deenergiebedarf bei weitem
nicht erstes Kaufkriterium
darstellt, genügt in aller Re-
gel der Blick auf die Neben-
kostenabrechnung, um sich
ein Bild vom energetischen
Zustand des Hauses zu ma-
chen. Den GEAK braucht es
daher nach wie vor nicht
zwingend, auch nicht bei ei-
ner Veräusserung.

Fazit: Hauseigentümerin-
nen und -eigentümer sind
wichtige Player zur Senkung
des Energiebedarfs, da sie
freiwillig Geld in die Verbes-
serung der Energieeffizienz
 investieren. Ihnen weitere
Hürden in den Weg zu stel-
len, behindert das freiwillige
Engagement mehr, als es zu
fördern. Verbote sind der fal-
sche Weg. Es gibt genügend
Massnahmen, wie Wohn-
und Hauseigentümer auf an-
dere Weise unterstützt wer-
den können – durch Anreize
jeder Art.

Die Gesetzesvorlage wird in
der Märzsession 2018 im
Grossen Rat in zweiter Le-
sung beraten. Korrekturen
sind noch möglich. Sollten
die erwähnten, hauseigen-
tümerfeindlichen Massnah-
men jedoch nicht mehr
 erheblich entschärft werden
können, ist ein Referendum
unumgänglich.

Lars Guggisberg



10Grossrätliche Finanzdebatte

Andreas Blank, Grossrat,
Aarberg

Kleine Schritte in die richtige Richtung

Die Finanzdebatte der No-
vembersession hatte es in
sich. Fazit: Kleine Schritte in
die richtige Richtung für die
Steuern der juristischen Per-
sonen, für die natürlichen
Personen sind weit und breit
keine Steuersenkungen in
Sicht.

Die Finanzdebatte nahm eine
ganze Sessionswoche in An-
spruch. Zu beraten waren die
Änderung des Steuergesetzes,
das Entlastungspaket 2018
sowie, als Ergebnis davon, der
Voranschlag 2018 und der
 Aufgaben-/Finanzplan 2019-
2021. 

Kleine Steuerentlastungen
Mit der Steuergesetzrevision
sollten die juristischen Perso-
nen entlastet werden, da auf
Stufe Bund weitreichende Än-
derungen der Unternehmens -
besteuerung anstehen, mit
welchen bisherige Steuervor-
teile für grosse Unternehmen
wegfallen. Alle anderen Kanto-
ne sind ebenfalls aktiv und
wenn der Kanton Bern hier
nichts machen würde, würde
er im gesamtschweizerischen
Vergleich bei den juristischen
Personen auf die letzten Posi-
tionen zurückfallen. 

Die Steuergesetzrevision wur-
de vom Regierungsrat einstim-
mig verabschiedet, d.h. auch
die links-grünen Regierungs-
ratsmitglieder haben die Vorla-
ge mitgetragen. Das zeigt, wie
dringend die Steuersenkungen
nötig sind, um grössere Unter-

nehmen und ihre Arbeitsplätze
zu erhalten. Nach der 1. Le-
sung zum Geschäft können wir
sagen: Ein kleiner Schritt für
die juristischen Personen wur-
de erreicht. Dieser wird aber
nicht ausreichen. Der Regie-
rungsrat hat deshalb schon
weitere Senkungen angekün-
digt. Vorab ist aber die 
2. Lesung des Steuergesetzes
in der Märzsession 2018 abzu-
warten. 

Heiss diskutiertes Entlas-
tungspaket
Das Entlastungspaket 2018,
ein Bericht des Regierungsra-
tes auf 130 Seiten, gab schon
im Vorfeld zu vielen Diskussio-
nen Anlass. Die Linke be-
kämpfte fast alle Entlastungs-
massnahmen. Insgesamt 35
Seiten Ab änderungsanträge
und Planungserklärungen zu
den einzelnen Massnahmen
führten zu einer Monsterdebat-
te. Unverständlich ist, dass die
Redezeiten nicht einge-
schränkt wurden. 

Das Entlastungspaket des
 Regierungsrates hätte beim
Voranschlag 2018 zu einem
 Ertrag von 133 Millionen ge-
führt, die Finanzierungssaldi
hätten beim Voranschlag 2018
54  Millionen, in den Folgejah-
ren zwischen 4 und 18 Millio-
nen jährlich betragen. Davon
blieb nicht viel übrig. Auch die
SVP lehnte einzelne Spar-
massnahmen ab, vor allem die
unechten Massnahmen in

Form von Kostenverschiebun-
gen zu den Gemeinden. Die
Kompensationsanträge der
SVP fanden aber keine Mehr-
heiten. Am Schluss der Bera-
tungen landete man deshalb
bei einem Finanzierungssaldo
von zwischen 4 und 10 Millio-
nen Fehlbetrag. Bei  einem
Haushalt von über 11 Milliar-
den liegen die beschlossenen
«Einsparungen» praktisch im
normalen Bereich der Budge-
tungenauigkeit. 

Motorfahrzeugsteuer-
erhöhung droht
Am Schluss der Debatte zum
Voranschlag stellte die SVP
den Antrag, wenigstens im
Umfang von ca. 30 Millionen
zugunsten der steuerlich stark
belasteten natürlichen Perso-
nen die Steueranlage des Kan-
tons zu senken. Diese Art der
Steuersenkung hätte zudem
den Vorteil, dass die Gemein-
den davon nicht betroffen sind.
Einzig die SVP, die FDP und die
EDU stimmten dafür.

Die Regierung hat ihre ur-
sprüngliche Idee einer Erhö-
hung der Motorfahrzeugsteu-
ern fallen gelassen, nachdem
diese in der Vernehmlassung
auf grosse  Ablehnung stiess.
Die Debatten zeigten aber,
dass die GLP und BDP einer
solchen Erhöhung dereinst zu-
stimmen könnten. Dies über-
rascht vor allem seitens der
BDP, welche noch im Septem-
ber 2015 nach Bekanntwerden

der Steuerstrategie des Regie-
rungsrates in einer Medienmit-
teilung einen solchen Vor-
schlag als «Affront» und «eine
gravierende Missachtung des
Volkswillens» bezeichnet hat-
te. Wie schnell sich doch die
Zeiten ändern können… Die
SVP wird sich weiterhin gegen
eine Erhöhung der Motorfahr-
zeugsteuern zur Wehr setzen.

SVP-Regierungsräte souve-
rän
Die beiden SVP-Regierungsrä-
te Christoph Neuhaus und
Pierre Alain Schnegg machten
bei der ganzen Debatte einen
souveränen Eindruck. Wäh-
renddem wir dies vom «alten
Fuchs» Christoph Neuhaus
nicht anders gewohnt sind, war
der 1. Auftritt von Pierre Alain
Schnegg im Rahmen einer Fi-
nanzdebatte eindrücklich. Er
beeindruckte durch sehr gute
Vorbereitung und umfassen-
des Wissen zu den Entlas-
tungsmassnahmen in seiner
Direktion und zeigte mehrfach
auf, dass die geplanten Mass-
nahmen verkraftbar waren,
auch wenn sie sehr sensible
Bereiche betreffen.

Düstere Aussichten
Wenn es so weitergeht mit dem
Ausgabenwachstum, wird es
eine Steuersenkung für natür-
liche Personen nie geben kön-
nen. Die wachsenden Ausga-
ben fressen die derzeit
steigenden Steuererträge so-
fort weg. Die Senkungen der
Steuern für die juristischen
Personen sind dringend nötig,
dürften aber zu gering sein, um
im interkantonalen Wettbe-
werb einen Schritt nach vorne
zu machen. Die natürlichen
Personen werden weiter ge-
schröpft. Und bei der nächsten
Steuergesetzrevision ist zu er-
warten, dass die Motorfahr-
zeugsteuern dann doch wieder
angehoben werden sollen.
Schöne Aussichten! 

Mehr denn je muss festgehal-
ten werden: Es braucht mehr
SVP im Grossen Rat, um etwas
bewegen zu können.

Andreas Blank
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Lars Guggisberg, Grossrat, Vorstandsmitglied
Spitex Verband Kanton Bern:Heute ist man sich einig, dass Menschen möglichst
zu Hause und nicht in Heimen gepflegt werden sollen.
Deshalb wurde die Zahl der öffentlichen Pflegeplätze

in Heimen auf 15’500 plafoniert. Ohne Spitex-Organisationen
ist dieses Ziel nicht zu erreichen. Eine Diskussion über die Ab-
geltungen ist aber richtig. Die Übergangsfrist, welche der Gros-
se Rat nun beschlossen hat, ist unter Einbezug aller Player nun
zu nutzen! 

11 Spitex

Spitex sollte Übergangsjahr nun nützen!
Die Spitex-Finanzierung
steht auf dem Prüfstand.
Dank  Regierungsrat Pierre
Alain Schnegg werden nun
insbesondere bestehende
Probleme beim Abgeltungs-
system angegangen. Der
Grosse Rat folgt im Grund-
satz dem Regierungsantrag.
Er hat aber der Spitex 1 Jahr
länger Zeit gegeben, um die
Organisation und damit den
Finanz bedarf zu optimieren
und insbesondere die Ab-
geltung leistungs- und be-
darfsorientierter auszuge-
stalten.

Die Linke ging mit markigen
Worten gegen das Entlas-
tungspaket vor. Es geht aber
nicht wie behauptet um einen
Kahlschlag auf Kosten der
Kranken, sondern um eine
Überprüfung des Mittelein-
satzes für die Spitex. Hier be-
steht Handlungsbedarf. Das
Jahr, welches der Grosse Rat
nun der Spitex einräumte,
muss jetzt aber genutzt wer-
den, um die Probleme anzu-
gehen.

Die Spitex-Dienstleister und
ihr Auftrag
Im Bereich Spitex-Dienstleis-
tungen gibt es eine Reihe von
Anbietern und Angeboten,
von den öffentlichen Spitex-
Organisationen über die
 privaten Anbieter bis hin zu
freiberuflich tätigen Pflege-
fachleuten. Die öffentlichen
Spitex-Organisationen haben
mit dem Kanton Leistungs-

aufträge abgeschlossen, mit
denen sowohl die Versor-
gungspflicht in Bezug auf
Pflege und Hauswirtschaft
wie auch die Abgeltung fest-
gehalten wird. Die privaten
Anbieter und freiberuflich täti-
gen Spitexdienstleistenden
haben hingegen keine ver-
tragliche Versorgungspflicht.

Wie werden Spitex-Dienst-
leistungen finanziert? 
Ärztlich verordnete kassen-
pflichtige Leistungen (Pflege)
werden den Krankenkassen zu
schweizweit einheitlichen Be-
trägen verrechnet. Da diese
aber nicht kostendeckend
sind, wird den Patienten und
der öffentlichen Hand eben-
falls Rechnung gestellt. Die
Leistungserbringerin ist ge-
mäss Leistungsvertrag mit der
GEF verpflichtet, allen Klien-
tinnen und Klienten über 65 die
Patientenbeteiligung in der
dem massgebenden Einkom-
men entsprechenden Höhe in
Rechnung zu stellen. Der Kan-
ton übernimmt nur die Pflege-
kosten, die über diesen Anteil
hinausgehen und nicht von
den Kranken- oder Unfallversi-
cherern gedeckt sind.

Die öffentliche Hand leistet
 zudem Beiträge zur Abgel-
tung der sogenannten ge-
meinwirtschaftlichen Leistun-
gen, also der Sicherstellung
der umfassenden Versorgung
und Aufnahme, der Erreich-
barkeit und Zugänglichkeit,
der Beratung, der bedarfsge-

rechten Koordination (Case
Management) sowie der Leis-
tungen als Ausbildungs -
betrieb. Hauswirtschaftliche
Leistungen sind nur bei einer
abgeschlossenen Zusatzver-
sicherung kassenpflichtig. Die
Tarife für diese Leistungen
werden von den Spitexorgani-
sationen festgelegt.

Wo ist Handlungsbedarf?
Der Grundsatz, dass den Leu-
ten wenn immer möglich zu
Hause und nicht im Spital
oder in einer Institution gehol-
fen werden soll, ist richtig. Das
System ist jedoch noch jung
und muss nun in seiner Wir-
kung überprüft werden.
Handlungsbedarf besteht vor
allem in den Abgeltungsmo-
dellen.

Moritz Müller, Grossrat und Gemeindepräsident:

Als einziger Kanton führte Bern mit der neuen Pflege -

finanzierung eine Restfinanzierung nach dem Grund-

satz «gleiche Abgeltung für gleiche Leistung» ein.

Neu kamen private, gewinnorientierte Leistungser-

bringer in den  Genuss staatlicher Gelder. Aber Privatspitexen

nehmen keine unrentablen Aufträge an. So geht es nicht. Der

Kanton Bern muss weg von Pauschalabgeltungen und ein Sys-

tem einführen, welches den erbrachten Leistungen gerechter

wird.

Anne Speiser, Grossrätin, Spitex-Verein Obersim-
mental:
Primär soll es darum gehen, dass Menschen unab-
hängig von ihrem Wohnort, also auch in den Rand-
regionen gut versorgt sind. Da wir unrentable Aufträ-

ge nicht einfach ablehnen können, müsste man anders
abrechnen, damit man wirklich auch im Berggebiet wirtschaf-
ten kann.

Jean-Michel With, Gemeinderat, Vorstandsmit-glied Spitex AareGürbetal:Es braucht eine Vernetzung der Leistungserbringer inder Akutpflege, der Langzeitpflege und der Spitex,z.B. mittels Kooperationen mit der Langzeitpflege imländlichen Raum oder städtischen Quartieren. 53 öffentliche Spitex-Organisationen im Kanton Bern sind zu viel. Wir müssenneue Standards mit Indikatoren für Spitex-Leistungen definie-ren, die Prozesse effizienter gestalten und dabei die heutigentechnologischen Möglichkeiten (z.B. elektronischer Datenaus-tausch) nutzen.

Marcel Durst, Geschäftsführer Spitex privée 

Suisse ASPS: 
Private Organisationen leisten im Kanton Bern immer

mehr Kurzeinsätze, weil es eine stabile Finanzierung

gibt. Der Marktanteil der Privaten steigt kontinuier-

lich. Der Hauptgrund ist das Geschäftsmodell «Bezugspflege»,

dank dem in der Regel täglich die gleiche Person vorbeikommt.

Die ASPS unterstützt die zusätzliche Abgeltung der Versor-

gungspflicht, jedoch nicht im Giesskannenprinzip, sondern auf

der Basis der effektiven Mehrkosten gemäss Kostenrechnung.



Grosses Jubiläumsfest am
10. März 2018!!!

12100 Jahre SVP Kanton Bern

Am 24. November eröffne-
te die SVP Kanton Bern ihr
Jubiläumsjahr und erin-
nerte an einer Pressekon-
ferenz an Rudolf Mingers
Bierhübeli-Rede. 

Mit dieser Rede begann eine
Erfolgsgeschichte: Die ber-
nische SVP ist vor 100 Jah-
ren als BGB entstanden und
rasch zur stärksten Partei
gewachsen dank dem
Grundsatz: Gutes bewahren
und neues Gutes aufneh-
men. Diese Besonnenheit
hat sich bewährt und die
 Erneuerungskraft konnte
immer wieder unter Beweis
gestellt werden. So soll es
weitergehen, mit einem star-
ken Programm und starken
Köpfen.

Die bernische SVP ist stolz
auf ihre Wurzeln als Bauern,
Gewerbe- und Bürgerpartei.
Sie ist diesen Wurzeln treu

geblieben, hat sich aber
auch immer wieder erneuert.
Die Erfolgsrezepte sind: eine
solide Parteistruktur, eine
demokratische Diskussi-
onskultur und ein ehrliches
Marketing mit viel Herzblut.

Die Visionen der Partei für
die kommenden 100 Jahre
sind:

100 Jahre Bierhübelirede – Start der
 Erfolgsgeschichte und des Festjahres

Ein Kanton Bern, 
a. der nicht mehr vom Fi-

nanzausgleich abhängig
ist

b. der für seine Firmen eben-
so bekannt ist wie für sei-
ne Lebensqualität

c. der klar bürgerlich ist und
so den Bürgerinnen und
Bürgern Freiheit und Si-
cherheit garantiert

Eine bernische SVP, 
a. welche die bürgerliche

Politik in Stadt und Land
prägt und anführt

b. die als stärkste Berner
Vertretung im Bundes-
haus und im Rathaus
auch in der Exekutive an-
gemessen vertreten ist

c. die zeigt, dass Parteipoli-
tik Sachpolitik ist und
 Parteilosigkeit kein Pro-
gramm

Mit dem Jubiläum der Bier-
hübeli-Rede startet die SVP
Kanton Bern in ihr Festjahr
mit verschiedenen Aktivitä-
ten. 
Höhepunkt ist das grosse
Parteifest in Schüpfen am
10. März 2018. Zudem soll
mit einem Film-Clip augen-
zwinkernd auf die Parteige-
schichte zurückgeblickt und
mit einem Festbier auf «100
Jahre SVP Kanton Bern» an-
gestossen werden. 

Neue Minger-Biografie zum
Vorzugspreis!
Rechtzeitig zum 100. Jahrestag der Bierhübelirede ist
 eine neue Biografie über Rudolf Minger erschienen. Der
Autor Konrad Stamm, Historiker und Journalist, recher-
chierte dafür während dreieinhalb Jahren. 

Exklusiv für SVP-
Mitglieder: 

Vorzugspreis von
Fr. 35.– statt 
Fr. 48.–
(begrenzte Stückzahl)! 

100 Jahre SVP Kanton Bern – das will gefeiert werden!
Die SVP Kanton Bern lädt Sie ein zum Jubiläumsfest
am 10. März in Schüpfen mit vielen Programmhöhe-
punkten: 

Auftakt mit der Kavallerie Bereitermusik Bern

Ab 15.00 Uhr Festreden (SVP-Bundesräte Maurer
und Parmelin, alt Bundesrat Ogi, SVP-Regierungsräte
Neuhaus und Schnegg, Parteipräsidenten Salzmann
und Rösti, Fraktionschefin Amstutz)

Musikeinlagen mit der Steelband Lyss, der Musik -
gesellschaft Schüpfen und Treichlern

Unterhaltung mit Andreas Thiel und Festwirtschaft
mit Rockmusik

Tombola mit attraktiven Preisen

Barbetrieb der Jungen SVP mit DJ MTS bis 03.00 Uhr.




